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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 9/14 BH 
 
L 4 KR 437/13 (Bayerisches LSG) 
S 14 KR 26/13 (SG Regensburg) 
 
 
 
…………….., 
 
 
 Klägerin und Antragstellerin, 
 
 

g e g e n 
 
 
BARMER GEK, 
Axel-Springer-Straße 44, 10969 Berlin, 
 
 Beklagte, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….. .  
 
 
 

 

 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. August 2014 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   C o s e r i u  

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision im Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 22. Mai 2014 vor dem Bundes-

sozialgericht Prozesskostenhilfe zu bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Zwischen den Beteiligten ist die langfristige Genehmigung von Heilmitteln (Physiotherapie) strei-

tig. Das SG Regensburg hat die Klage mit Gerichtsbescheid vom 7.11.2013 abgewiesen, das 

Bayerische LSG hat die dagegen gerichtete Berufung mit Urteil vom 22.5.2014 zurückgewiesen. 

Dieses Urteil ist der Klägerin am 28.6.2014 zugestellt worden. Die Klägerin hat mit einem an das 

LSG gerichteten und am 23.7.2014 beim BSG eingegangenen Schreiben vom 16.7.2014 bean-

tragt, ihr Prozesskostenhilfe (PKH) für eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision 

in dem vorbezeichneten Urteil des LSG zu gewähren.  

 

Die Bewilligung von PKH ist abzulehnen.  

 

Voraussetzung für die Bewilligung von PKH ist nach der Rechtsprechung des BSG und der an-

deren obersten Gerichtshöfe des Bundes, dass sowohl der (grundsätzlich formlose) Antrag auf 

PKH als auch die Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse (Erklärung) 

in der für diese gesetzlich vorgeschriebenen Form (§ 73a Abs 1 SGG, § 117 Abs 2 und 4 ZPO), 

dh auf dem durch die Prozesskostenhilfeformularverordnung vom 6.1.2014 (BGBl I 34) einge-

führten Formular, bis zum Ablauf der Beschwerdefrist eingereicht werden, es sei denn, der An-

tragsteller war an der Einhaltung der Frist unverschuldet gehindert (BSG SozR 1750 § 117 Nr 1 

und 3; BSG Beschluss vom 3.4.2000 - B 7 AL 14/01 B; BGH VersR 1981, 884; BVerfG SozR 

1750 § 117 Nr 2 und 6; BVerfG NJW 2000, 3344). Diese Bewilligungsvoraussetzung ist hier 

nicht erfüllt. Die Klägerin hat bis zum Ablauf der einmonatigen Beschwerdefrist, die am 

28.7.2014 endete (§ 160a Abs 1, § 64 Abs 2, § 63 Abs 2 SGG, §§ 180, 182 ZPO), zwar PKH 

beantragt, aber dem BSG die erforderliche Erklärung nicht vorgelegt. 

 

Es ist auch nicht erkennbar, dass die Klägerin es unverschuldet versäumt hat, die Frist einzu-

halten. Die Klägerin ist in der Rechtsmittelbelehrung des Urteils vom 22.5.2014 sowie mit 

Schreiben des Berichterstatters vom 25.7.2014 ausdrücklich darüber belehrt worden, dass 

sowohl das Prozesskostenhilfegesuch als auch die formgerechte Erklärung bis zum Ablauf der 

Beschwerdefrist beim BSG einzureichen sind. Es ist weder ersichtlich noch von der Klägerin 

dargetan, dass sie an der Einhaltung der Frist ohne ihr Verschulden verhindert gewesen ist. 
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